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Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG);  

Bau eines Gleisanschlusses mit Umsetzstelle und zungen- und herzstück-

loser Abzweigung im Bahnhof Hergatz durch die TransnetBW GmbH  

Planfeststellungsverfahren nach § 18 AEG  

 

Anlage: 1 Satz Planunterlagen (1 Ordner) 

 

Die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Planfeststellungsbeschluss: 

 

 

I.    Der Plan der TransnetBW GmbH für den Bau eines Gleisanschlusses 

mit Umsetzstelle und zungen- und herzstückloser Abzweigung im 

Bahnhof Hergatz wird auf deren Antrag vom 10.02.2026 hin mit den in 

Ziffer II. aufgeführten Nebenbestimmungen festgestellt.  

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen: 

1     Erläuterungsbericht  

1.1  Grunderwerbsverzeichnis  

2.1  Bauwerksverzeichnis 

2.2  Lageplan zum Bauwerksverzeichnis Blatt 1 M 1:250 

2.3  Lageplan zum Bauwerksverzeichnis Blatt 2 M 1:250 

3.1  Übersichtslageplan Anschlussgleis M 1:500 

3.2  Gleislageplan Anschlussgleis Blatt 1 M 1:250 

3.3  Gleislageplan Anschlussgleis Blatt 2 M 1:250 

3.4  Querprofile Anschlussgleis M 1:100 

3.5  Grunderwerbsplan Anschlussgleis M 1:250 

4.1  Fotodokumentation 

5.1  Formblatt Umwelterklärung 

5.2  Landschaftspflegerischer Begleitplan mit 

artenschutzrechtlichem Fachbeitrag 

6.1  Entwässerungsplan M 1:250 

7.1   Schallgutachten Bauphase 

7.2   Schallgutachten Trafoumsetzung 

7.3   Erschütterungsgutachten Bauphase 

8.1   Geotechnischer Bericht 

8.2   Kampfmittelvorerkundung Bahnhof Hergatz 

9.1   Bodenschutzkonzept 

11.1 Prellbockberechnung 

 

    

II. Nebenbestimmungen zur Entscheidung unter I.: 

 

1. Eisenbahnrecht, Eisenbahntechnik, Bauausführung, Baudurchführung, 

verkehrliche Belange 

 

1.1      Sämtliche baulichen Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Tech-

nik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, technischen Bedin-

gungen und einschlägigen Regelwerke herzustellen.  
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1.2      Vor Inbetriebnahme der neuen Eisenbahninfrastruktur muss eine Bedie-

nungsanweisung bzw. Anweisung für den Eisenbahnbetrieb der Regierung 

von Oberbayern, Landeseisenbahnaufsicht, vorgelegt werden. Ebenfalls vor 

Inbetriebnahme müssen die Eisenbahnanlagen im planfestgestellten Be-

reich durch die Landeseisenbahnaufsicht einer Sonderprüfung unterzogen 

werden. Die Sonderprüfung ist spätestens einen Monat vor der geplanten 

Inbetriebnahme bei der Regierung von Oberbayern anzuzeigen   

 

1.3      Die Ausführungsplanung sowie sämtliche Bauarbeiten, die die bestehenden 

Flächen der Deutschen Bahn (DB) AG betreffen und/oder auf diese oder de-

ren Entwässerung Auswirkungen haben, sind mit der DB InfraGO AG eng-

maschig abzustimmen. Die TransnetBW GmbH hat dafür Sorge zu tragen, 

dass durch die Baumaßnahme und den Betrieb der neuen Gleisinfrastruktur 

der Schienenverkehr und die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes auf den un-

mittelbar angrenzenden Strecken der DB 4560 Kißlegg - Hergatz und 5362 

Buchloe – Lindau nicht beeinträchtigt wird. Bei geplanten Maßnahmen im 

Bereich der Bahnanlagen ist deren Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit 

sowie die Zugänglichkeit zu den Betriebsanlagen jederzeit zu gewährleisten. 

Insbesondere bei Einsatz von Baumaschinen in unmittelbarer Nähe zur 

Bahnstrecke ist darauf zu achten, dass die nach den geltenden Regeln der 

Technik notwendigen Abstandsflächen zur Bahnlinie eingehalten werden 

und bei Einsatz von Kränen, durch die Betriebsanlagen der Eisenbahn über-

schwenkt werden, ist darauf zu achten, dass der Aufstellort des Krans sowie 

das weitere Vorgehen mit der DB InfraGO AG abgestimmt werden. 

Bei Maßnahmen in Zusammenhang mit Gewässern und deren Ableitung ist 

darauf zu achten, dass die Bahnkörperentwässerungsanlagen der DB-Infra-

struktur nicht beeinträchtigt werden. Insbesondere ist bei der geplanten Um-

verlegung der Tiefenentwässerung auf die gegenüberliegende Seite der DB-

Strecke 4560 sicherzustellen, dass die Entwässerung des betroffenen Gleis-

abschnitts, insbesondere im Bereich der neuen Anschlussstelle, weiterhin 

dauerhaft und schadlos funktioniert und dass die bestehende Entwässe-

rungssituation des DB-Gleises sich durch die Maßnahme nicht nachteilig 

verändert. 

Durch den Eisenbahnbetrieb auf den DB-Gleisen und bei der Erhaltung der 

Bahnanlagen der DB in diesem Bereich entstehende Emissionen, insbeson-

dere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abrieb beispielsweise 

durch Bremsstäube sowie elektrische Beeinflussungen durch magnetische 

Felder sind im Rahmen des Baus und Betriebs der neuen Eisenbahninfra-

struktur zu dulden. 

 

1.4      Die Ausführungsplanung der Einmündung der Straßenzufahrt zur Trafoum-

setzstelle in die als Kreisstraße Li 15 gewidmete Bregenzer Straße in Her-

gatz ist mit dem Staatlichen Bauamt Kempten frühzeitig und kontinuierlich 

abzustimmen. Hierbei hat die TransnetBW GmbH vor Baubeginn der Stra-

ßenzufahrt zur Umsetzstelle dem Staatlichen Bauamt Nachweise der Be-
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fahrbarkeit und verkehrssicheren Ausbildung des Anschlusses der Schwer-

laststraße an die Kreisstraße Li 15, insbesondere im Einmündungsbereich, 

durch geeignete Schleppkurvennachweise und Nachweise zur Eignung der 

Tragfähigkeit der betroffenen Straßeninfrastruktur hinsichtlich der vorgese-

henen Belastungen unter Berücksichtigung der geltenden anerkannten Re-

geln der Technik vorzulegen.  

Weitere Zufahrten zur Kreisstraße außer der in den festgestellten Plänen 

dargestellten Zufahrtsstraße dürfen nicht angelegt werden. Dies gilt 

auch für die Dauer der Bauarbeiten. 

Die TransnetBW GmbH hat darüber hinaus ihren Bauzeitenplan für den 

Straßenbau mit dem Staatlichen Bauamt Kempten frühzeitig und kontinuier-

lich abzustimmen, hierbei die bauzeitlichen Auswirkungen auf das öffentli-

che Straßennetz einschließlich geeigneter Maßnahmen zum Schutz der be-

stehenden Straßeninfrastruktur darzustellen und durch geeignete Maßnah-

men sicherzustellen, dass der Verkehr auf der Kreisstraße durch die Bauar-

beiten nicht gefährdet oder behindert, die Sicherheit des Verkehrs nicht und 

die Leichtigkeit des Verkehrs möglichst wenig beeinträchtigt wird. Es ist si-

cherzustellen, dass es zu keinen terminlichen Überschneidungen mit ge-

planten oder laufenden Bau- und Erhaltungsmaßnahmen im Zuge der Bun-

desstraßen B 32 und B 12 im näheren Umgriff kommt. Während der Bau-

phase dürfen auf der Fahrbahn und den weiteren Straßenbestandteilen der 

Kreisstraße keine Baumaterialien gelagert oder Baumaschinen, Geräte, Ge-

rüste oder sonstige Gegenstände aufgestellt werden. Hängende Lasten dür-

fen nicht über die Fahrbahn geschwenkt werden. Etwaige durch den Bau 

oder Betrieb der neuen Eisenbahninfrastruktur entstehende Verschmutzun-

gen der Kreisstraße sowie der im nahen Umfeld der Baustelle gelegenen 

Bundesstraße B 12 sind unaufgefordert und umgehend zu beseitigen. Zu-

dem ist darauf zu achten, dass es während der Bauarbeiten zu keinem 

Rückstau von Fahrzeugen auf den Bahnübergang der DB-Strecke kommt. 

Es sind alle zum Schutz der Straße und des Straßenverkehrs erforderlichen 

Vorkehrungen zu treffen. Baustellen sind abzusperren und nach § 45 Abs. 6 

der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) zu kennzeichnen. Die Einhaltung ei-

nes Sichtdreiecks an der Zufahrt mit einer Schenkellänge von 70 m in beide 

Richtungen, gemessen 3 m hinter dem Fahrbahnrand der Kreisstraße und 

die Freihaltung dieses Bereiches von 0,8 m bis 2,5 m von allen sichtbehin-

dernden Gegenständen soll gewährleistet werden. 

Zudem hat die TransnetBW GmbH vor Inbetriebnahme der Umsetzstelle ein 

Verkehrs- und Transportkonzept für die vorgesehenen Schwertransporte 

einschließlich Darstellung der betroffenen Strecken, der zeitlichen Ab- 

wicklung sowie der erforderlichen Verkehrsmaßnahmen zu erstellen und mit 

dem Staatlichen Bauamt Kempten abzustimmen. 

 

1.5       Hinsichtlich der Zufahrten für Wege zur Selbst- und Fremdrettung im Brand- 

und Katastrophenfall sind bei der Ausführungsplanung die Vorschriften der 

auf der Webseite des Eisenbahn-Bundesamts unter 

https://www.eba.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Infrastruktur/Ingeni-
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eurbau/21_EBA-RiL_Schienenwege.html abrufbaren Richtlinie „Anforderun-

gen des Brand- und Katastrophenschutzes an Planung, Bau und Betrieb 

von Schienenwegen nach AEG“ über Mindestbreite, Mindesthöhe und Trag-

fähigkeit einzuhalten. Etwaige Sperrvorrichtungen müssen der DIN 14090 

entsprechen. 

 

2. Naturschutz, Artenschutz 

 

2.1 Die in der planfestgestellten Unterlage 5.2, Landschaftspflegerischer Be-

gleitplan mit artenschutzrechtlichem Fachbeitrag, auf S. 29 bis 31 beschrie-

benen Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind vollständig umzu-

setzen, soweit nicht durch diese Nebenbestimmung und die folgenden Ne-

benbestimmungen dieses Planfeststellungsbeschlusses eine Modifizierung 

erfolgt. Darüber hinaus ist die auf S. 15 unter Punkt 2.5.2 der planfestge-

stellten Unterlage 5.2 dargestellte Umweltbaubegleitung mit den dort be-

schriebenen Aufgaben einzusetzen. Die Umweltbaubegleitung kann aus ei-

ner oder mehreren Personen bestehen. Diese ist bzw. sind der unteren Na-

turschutzbehörde des Landratsamts Lindau und der höheren Naturschutz-

behörde der Regierung von Schwaben mit Name(n), Erreichbarkeit und 

fachlicher Qualifikation mindestens drei Tage vor Baubeginn per E-Mail mit-

zuteilen. Die Umweltbaubegleitung muss fachlich qualifiziert sein, in der Re-

gel durch ein abgeschlossenes Studium der Fachrichtungen Landespflege, 

Landschaftsarchitektur, Umweltingenieurwissenschaften, Biologie oder ver-

gleichbarer Studiengänge, und vertieftes Wissen und Erfahrung auf dem 

Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftsökologie, insbesondere zum 

Thema Zauneidechsen und Amphibien, vorweisen können. Die Funktion der 

Umweltbaubegleitung kann insbesondere in Fällen der Urlaubs- und Krank-

heitsvertretung durch mehrere Personen desselben Büros wahrgenommen 

werden, solange jede dieser Personen die erforderliche Qualifikation besitzt 

und gegenüber den Naturschutzbehörden eindeutig dargestellt wird, welche 

Person in welchem Zeitraum die Funktion innehat.  

Die Umweltbaubegleitung hat dafür zu sorgen, dass alle natur- und arten-

schutzrechtlichen gesetzlichen Bestimmungen sowie alle Vorgaben des 

landschaftspflegerischen Begleitplans einschließlich der Maßnahmen und 

sämtliche Nebenbestimmungen dieses Planfeststellungsbeschlusses zum 

Natur- und Artenschutz eingehalten werden. In diesem Zusammenhang hat 

die TransnetBW GmbH dafür zu sorgen, dass die Umweltbaubegleitung un-

mittelbaren Zugang zur Bauleitung des Vorhabens hat und dieser sowie den 

ausführenden Baufirmen gegenüber im Rahmen ihres Aufgabengebiets wei-

sungsbefugt ist, 

Die Umweltbaubegleitung hat vor Baubeginn die ausführende Baufirma im 

Rahmen eines gemeinsamen Ortstermins in die landschaftspflegerischen 

Anforderungen einzuweisen. Sie muss die fach- und termingerechte Umset-

zung der naturschutzfachlichen Erfordernisse überwachen, insbesondere 

die Zeiträume zur Baufeldfreimachung, begleitende Maßnahmen und die 

Gestaltung nach Bauende. Während der Baumaßnahmen hat die Umwelt-
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baubegleitung die Einhaltung der einschlägigen Auflagen vor Ort zu überwa-

chen, den Kontakt zur unteren Naturschutzbehörde zu halten, diese zeitnah 

über den Stand der Arbeiten zu informieren und sie bei auftretenden Proble-

men rechtzeitig einzubinden sowie den ausführenden Personen und betei-

ligten Behörden für Rückfragen zur Verfügung zu stehen, was durch die 

TransnetBW GmbH sicherzustellen ist. Falls es Änderungen während des 

Bauablaufes gibt, sind diese unverzüglich mit der unteren Naturschutzbe-

hörde abzustimmen. Der unteren Naturschutzbehörde sind kurze Zwischen-

berichte und ein Endbericht, jeweils mit Fotodokumentation, zuzusenden.  

 

2.2 An das Baufeld angrenzende Bäume sind während der Baumaßnahme mit 

Schutzzäunen abzuschirmen. 

Die TransnetBW GmbH hat die untere Naturschutzbehörde am Landratsamt 

Lindau mindestens 7 Tage vor Baubeginn über den Baubeginn schriftlich 

oder per E-Mail in Kenntnis zu setzen. 

Die TransnetBW GmbH hat die Berechnung des Kompensationsbedarfs 

nach der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV) nochmals 

unverzüglich dahingehend zu überarbeiten, dass sichergestellt wird, dass 

auch sämtliche Baustelleneinrichtungsflächen in die Berechnung einfließen, 

und das Ergebnis der Überarbeitung unverzüglich der unteren Naturschutz-

behörde des Landratsamts Lindau vorzulegen. Die gemäß §§ 15 ff. des 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) I. V. m. der BayKompV durchzu-

führenden Kompensationsmaßnahmen sind vor Ausführung mit der unteren 

Naturschutzbehörde des Landratsamts Lindau abzustimmen.  

 

2.3      Der gemäß der laut planfestgestellter Unterlage 5.2, landschaftspflegeri-

scher Begleitplan mit artenschutzrechtlichem Fachbeitrag, durchzuführen-

den Vermeidungsmaßnahme V1 aufzustellende Reptilienschutzzaun ist um-

gehend nach der ersten Mahd der Fläche aufzustellen, um zu verhindern, 

dass Reptilien in den Eingriffsbereich einwandern. Falls die Baustellenein-

richtungsflächen außerhalb der in der Unterlage 5.2 beschriebenen Ein-

griffsfläche liegen, sind auch diese einzuzäunen und bei Bewuchs alle 2 

Wochen zu mähen und zu kontrollieren. Der Reptilienschutzzaun muss von 

der Eingriffsseite her übersteigbar sein, um versehentlich eingezäunten Zau-

neidechsen ein Entkommen zu ermöglichen. Bereits angelegte Reptilienha-

bitate in diesem Bereich müssen zwingend erhalten bleiben und außerhalb 

des Reptilienschutzzaunes liegen. 

 

2.4 Ab Mai des Jahres, in dem mit dem Bau des Vorhabens begonnen wird, 

sind die im Baufeld liegenden flachen temporären Gewässer bis zu deren 

Inanspruchnahme im Rahmen der Baumaßnahme bzw. längstens bis zum 

Ende der Baumaßnahme temporär mittels Amphibienschutzzaun einzuzäu-

nen oder mit geeignetem, unbelastetem Material zu verfüllen. Die Umset-

zung dieser Maßnahme ist in Abstimmung mit der Umweltbaubegleitung 

durchzuführen und der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Lindau 

im Anschluss mittels Fotodokumentation nachzuweisen. 
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 Arbeiten in der Dunkelheit sind unter insekten- und fledermausfreundlicher 

Beleuchtung durchzuführen, um Insekten und Fledermäuse in den angren-

zenden Gebieten und Gehölzbeständen nicht zu beeinträchtigen. 

 

3. Immissionsschutz 

 

3.1      Während der Bau- und Abbrucharbeiten sind Überschreitungen der Richt-

werte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – 

Geräuschimmissionen (AVV Baulärm) nach dem Stand der Technik auf ein 

unvermeidbares Maß zu reduzieren. Hierzu sind insbesondere lärmarme 

und schallreduzierte Bauverfahren und Baumaschinen, die mindestens den 

zulässigen Schallleistungspegel nach der Geräte- und Maschinenlärm-

schutzverordnung (32. BImSchV) einhalten, einzusetzen. Arbeiten mit lauten 

Baumaschinen sind zur Einhaltung des § 7 Abs. 1 32. BImSchV sowie der 

AVV Baulärm, soweit sie nicht ausnahmsweise an maximal drei Nächten 

aus zwingender baubetrieblicher Notwendigkeit durchgeführt werden, auf 

den Zeitraum von Montag bis Samstag 7 Uhr bis 20 Uhr zu begrenzen. Sie 

sollen bei zu erwartenden länger andauernden Bau- und Abbruchtätigkeiten 

sowie Geräteeinsätzen 8 Stunden, bei zu erwartenden kürzeren Bautätigkei-

ten sowie Geräteeinsätzen 2,5 Stunden innerhalb eines Tages nicht über-

schreiten. Die Mitarbeiter auf der Baustelle haben möglichst lärmarm vorzu-

gehen, insbesondere durch das Abschalten der Baumaschinen bei Nichtge-

brauch und Kommunikation in normaler Lautstärke. 

 

3.2 Verdichtungsarbeiten in einer Entfernung von weniger als 13 m zu einem 

oder mehreren der auf den Grundstücken Bregenzer Straße 7 und Bregen-

zer Straße 12 in 88145 Hergatz gelegenen Gebäude dürfen aus Gründen 

des Erschütterungsschutzes ausschließlich mit einer erschütterungsarmen 

statischen Verdichtung in Form einer Schwergewichtswalze oder aus-

schließlich mit Kleingeräten wie Stampfer oder Rüttelplatte durchgeführt 

werden. Verdichtungsarbeiten im Bereich der Einmündung der geplanten 

Straße zur Umsetzstelle in die Bregenzer Straße müssen spätestens 26 

Tage nach Beginn beendet werden. 

Vor Beginn der Herstellung der Straßenzufahrt zur Bregenzer Straße hat die 

Antragstellerin ein bautechnisches Beweissicherungsverfahren bezogen auf 

die Grundstücke Bregenzer Str. 7 und Bregenzer Str. 12 in Zusammenwir-

ken mit den Grundstückseigentümern durchzuführen, wobei ein Betreten der 

Grundstücke nur zulässig ist, wenn die jeweiligen Eigentümer dem zustim-

men. Hierbei hat sie insbesondere den Bestand und den Zustand der im Be-

reich der Grundstücke vorhandenen baulichen Anlagen und Nebengebäude, 

Einfriedungen und der Bepflanzung mit Bäumen aufzunehmen.  

 

3.3      Zur Eindämmung und Vermeidung von Staubemissionen sind während der 

Bauzeit geeignete Maßnahmen wie Beregnungseinrichtungen und Einsatz 

von Maschinen und Fahrzeugen mit Partikelfiltern vorzusehen. 

 

4. Wasserrecht, Entwässerung 
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4.1      Die TransnetBW GmbH hat der Regierung von Oberbayern und dem Was-

serwirtschaftsamt Kempten für die geplante Entwässerung eine quantitative 

hydraulische Bewertung gemäß dem Merkblatt M 153 der Deutschen Verei-

nigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) vorzulegen ein-

schließlich eines rechnerischen Nachweises, dass es durch die zusätzliche 

Einleitung zu keiner Überlastung des Dükers des Riefersbachs und infolge-

dessen zu Rückstau und möglicher Verschlechterung der Abflusssituation 

für Oberlieger kommt. Soweit im Ergebnis der Bewertung dieser Nachweis 

nicht möglich ist, ist alternativ eine Drosselung und/oder Rückhaltung der 

Abflussmenge vorzusehen, für die in diesem Fall ein Nachweis zur Bemes-

sung von Regenrückhalteräumen nach dem Arbeitsblatt A 117 der DWA zu 

erbringen und der Regierung von Oberbayern und dem Wasserwirtschafts-

amt Kempten vorzulegen ist. Zudem hat die TransnetBW GmbH der Regie-

rung von Oberbayern und dem Wasserwirtschaftsamt Kempten für die Ent-

wässerung eine qualitative Bewertung nach dem Arbeitsblatt A 102-2 der 

DWA vorzulegen, in der die zu entwässernden Flächen stofflich zu bewerten 

und entsprechend den Belastungskategorien zuzuordnen sind. Soweit sich 

aus dieser Berechnung eine Notwendigkeit hierfür ergibt, sind vor der Einlei-

tung des Niederschlagswassers geeignete Behandlungseinrichtungen vor-

zusehen, für die geeignete Plan- und Berechnungsunterlagen der Regierung 

von Oberbayern und dem Wasserwirtschaftsamt Kempten vorzulegen sind.  

 

4.2      Ein Baubeginn der Entwässerungsanlagen für den Gleisanschluss und die 

Zufahrtsstraße sowie dauerhafte Asphaltierungsarbeiten in erheblicherem 

Umfang im Rahmen des gesamten Vorhabens sind erst zulässig, nachdem 

für die Einleitung aus den im Rahmen des Vorhabens vorgesehenen Ent-

wässerungsanlagen in den Riefersbach eine gesonderte wasserrechtliche 

Erlaubnis durch die Planfeststellungsbehörde erteilt wurde. 

 

5.        Bodenschutz, Altlasten, Kampfmittel 

 

5.1 Die Bauflächenvorbereitung und initiale Bauphase ist durch bodenkundlich 

geschultes Fachpersonal zu begleiten. Soweit im Zuge der Erdarbeiten ver-

dächtige Materialien angetroffen werden, sind das Landratsamt Lindau und 

das Wasserwirtschaftsamt Kempten unverzüglich zu informieren. 

 

5.2 Im Bereich der Einmündung der Bregenzer Straße in Hergatz sind aufgrund 

der potentiellen Kampfmittelbelastung Erschütterungen so weit wie möglich 

zu vermeiden. Die Baumaßnahme in diesem Bereich ist durch einen Kampf-

mittelexperten zu begleiten. 

 

 

III. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Nebenbe-

stimmungen zur Entscheidung unter I. bleibt vorbehalten. 
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IV. Die TransnetBW GmbH hat die Kosten des Planfeststellungsverfahrens 

zu tragen. Die Höhe der Kosten wird mit gesondertem Bescheid festge-

setzt. 

 

 

Gründe: 

 

 

A. Zuständigkeit 

 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern für die Eisenbahninfrastruktur im 

Regierungsbezirk Schwaben und damit für den Erlass dieses Beschlusses ergibt 

sich aus § 18 AEG i. V. m. § 23 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 der Verordnung 

über Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk).  

Die eisenbahnrechtliche Planfeststellung macht nahezu alle nach anderen Rechts-

vorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Er-

laubnisse, Bewilligungen, Eignungsfeststellungen und Zustimmungen entbehrlich 

gem. § 75 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).  

Nicht von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses umfasst ist 

lediglich nach § 19 Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die wasserrechtli-

che Erlaubnis, welche ebenfalls von der Planfeststellungsbehörde, allerdings ge-

sondert, auszusprechen ist. Für das hier genehmigte Vorhaben ist, wie die Fach-

stellenanhörung ergeben hat, eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, jedoch 

kann diese aufgrund fehlender Detailunterlagen und des daraus resultierenden 

noch fehlenden Einvernehmens der unteren Wasserrechtsbehörde derzeit noch 

nicht erteilt werden.  

 

 

B. Verfahren  

 

1.       Die TransnetBW GmbH, Ohmstr. 4, 73240 Wendlingen, im Folgenden An-

tragstellerin genannt, beantragte bei der Regierung von Oberbayern mit Schreiben 

vom 10.02.2026, eingegangen bei der Regierung am 13.02.2026, den Plan für den 

Bau eines Gleisanschlusses mit Umsetzstelle und zungen- und herzstückloser 

Abzweigung im Bahnhof Hergatz festzustellen. Mit Schreiben vom 06.03.2026, 

eingegangen bei der Regierung von Oberbayern am selben Tag, reichte die Antrag-

stellerin, wie von der Regierung von Oberbayern angefordert, als zusätzliche An-

tragsunterlage ein Grunderwerbsverzeichnis ein.  

 

2. Die Regierung von Oberbayern hörte zum Antrag die Gemeinde Hergatz, 

das Landratsamt Lindau am Bodensee und das Wasserwirtschaftsamt Kempten so-

wie als weitere Träger öffentlicher Belange die Regierung von Schwaben, das 

Staatliche Bauamt Kempten und das Eisenbahn-Bundesamt an und beteiligte haus-

intern die technische Landeseisenbahnaufsicht. Sämtliche beteiligten Träger öffent-

licher Belange äußerten sich zu den Antragsunterlagen.  
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3. Die das Vorhaben darstellenden Pläne wurden nach vorheriger Bekanntma-

chung im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern, in der Lindauer Zeitung sowie 

in der Zeitung „Der Westallgäuer“, jeweils am 02.04.2026, in der Zeit vom 

02.04.2026 bis 04.05.2026 auf der Homepage der Regierung von Oberbayern unter 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/oeffentlich-

keit/landesentwicklung_verkehr/index.html - unter „Eisenbahnrechtliche Anhörungs-

verfahren“ – zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt. Innerhalb der Einwendungs-

frist wurden keine Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben. 

 

4. Die Antragstellerin nahm mit E-Mail vom 22.06.2026 ihrerseits zu den einge-

gangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange Stellung.  

 

5. Auf die Durchführung eines Termins zur Erörterung der Stellungnahmen der 

Träger öffentlicher Belange wurde nach § 18a Abs. 5 Satz 1 AEG verzichtet. 

 

 

C.       Umweltauswirkungen des Vorhabens 

  

Eine gesonderte Prüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) ist für das Vorhaben in seinem zur Entscheidung anstehenden Umfang 

nicht erforderlich.  

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um den Neubau eines Gleisanschlus-

ses mit einer gesamten Gleislänge von unter 2.000 m. Für das Vorhaben war somit 

eine standortbezogene Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 UVPG i. V. m. Nr. 14.8.1 

der Anlage 1 zu § 7 UVPG durchzuführen.  

Gemäß § 7 Abs. 2 Sätze 2 und 3 UVPG prüft die zuständige Behörde in der ersten 

Stufe der standortbezogenen Vorprüfung, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche 

Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zu § 7 UVPG aufgeführten 

Schutzkriterien vorliegen. Dies ist, wie die Antragstellerin in der Antragsunterlage 

5.1, Formblatt Umwelterklärung, nachvollziehbar dargestellt hat und wie auch durch 

die Fachstellenanhörung im Verfahren bestätigt wurde, nicht der Fall.  

Die Regierung von Oberbayern hat deshalb mit Bekanntmachung vom 19.06.2026 

festgestellt, dass für das vorstehende Projekt eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

entfällt.  

 

 

D. Beschreibung des Vorhabens  

 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung eines Anschlussgleises mit 

zungen- und herzstückloser Abzweigung und einem Umsetzfundament am Bahnhof 

in Hergatz sowie eine von dort zur Bregenzer Straße verlaufende Schwerlaststraße 

für den Transport und die Verladung von Schwergewichtstransformatoren. 

Der Gleisanschluss zweigt bei Bahn-km 18,753, etwa 450 m südwestlich des Bahn-

übergangs über die Bregenzer Straße und am südwestlichen Ende des Bahnhofs 

Hergatz von der eingleisigen elektrifizierten Strecke der DB 4560 Kißlegg - Hergatz, 

die parallel zur unmittelbar südöstlich verlaufenden zweigleisigen Bahnstrecke der 

DB 5362 Buchloe – Lindau, welche am selben Bahnübergang die Bregenzer Straße 
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quert, von Nordosten nach Südwesten verläuft, in Richtung Nordosten ab. An die-

ser Stelle wird eine zungen- und herzstücklose Abzweigung in Form einer Außen-

bogenweiche mit Betonschwellen eingebaut. Vor und hinter der Abzweigung sollen 

je 25 vorhandene Schwellen des DB-Gleises durch Spannbetonschwellen B90 

ohne Eingriffe in Unterbau und Planumsschutzschicht ausgetauscht werden.  

Die Gesamtlänge des Gleisanschlusses, der als Stumpfgleis in Richtung Nordosten 

parallel zur südöstlich liegenden DB-Strecke 4560 verläuft und mit einem 

Bremsprellbock abschließt, beträgt etwa 200 m. 

Als Regeloberbau für den Gleisanschluss soll ein Schwellengleis auf Schotterbett 

mit durchgehend verschweißten Schienen verwendet werden. 

Zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs auf der DB-Strecke 4560 ist als Flanken-

schutz im Gleisanschluss hinter der Anschlussgrenze der Ausbau eines 6 m langen 

Schienenstücks vorgesehen. Dieses wird in Gleismitte gelagert und nur im Bedie-

nungsfall während einer betrieblichen Sperrung des Hauptgleises eingebaut. 

Für die Einleitung von punktuellen Lasten während des Trafoumsetzvorgangs wird 

nach rund 150 m des Anschlussgleises unter diesem ein Umsetzfundament erstellt. 

Dieses hat Abmessungen von etwa 3,40 m Länge und 5,50 m Breite und eine Di-

cke von etwa 1,20 m. Unterhalb des Fundaments wird ein Bodenaustausch erstellt. 

Die Fundamentoberkante entspricht in etwa der Schienenoberkante. Die Schienen 

werden in den Betonkörper integriert. Im Bereich der Umsetzstelle wird der Gleis-

oberbau teilweise als Bauart „Dresdner Oberbau“ mit einer Betontragschicht und 

darüber mit Zwischenschwellenbeton bzw. -asphalt und einem Schienenlängsver-

guss für Straßenfahrzeuge befahrbar ausgeführt 

Außerdem wird zum weiteren Transport des Trafos eine etwa 350 m lange und 

etwa 5 m breite Schwerlaststraße in Asphaltbauweise, beginnend nach etwa 100 m 

des Anschlussgleises nordwestlich dieses Gleises bis zur Bregenzer Straße ge-

baut. Im Anschlussbereich der Bregenzer Straße wird die Asphaltdeckschicht ent-

sprechend der vorhandenen Längsneigung angepasst.  

Das anfallende Oberflächenwasser wird mittels Längs- und Querneigungen zum 

nördlichen Fahrbahnrand geleitet. Dort wird ein Bordstein oder Graben zum Fassen 

der Wassermengen vorgesehen, entlang dessen das Wasser bis zu entsprechen-

den Straßeneinläufen weitergeleitet wird. In Teilsickerrohren soll das Wasser dann, 

von Nordosten und Südwesten kommend, in einen etwa bei Bahn-km 18,43 der 

DB-Strecke 4560 unterirdisch von Norden nach Süden kreuzend verlaufenden ver-

rohrten Durchlass des Riefersbachs eingeleitet werden. 

Darüber hinaus soll die bestehende, bisher nordwestlich der DB-Bahnstrecke 4560 

verlaufende Entwässerungsleitung der Bahnentwässerung im unmittelbaren Nahbe-

reich der neuen Abzweigung des Gleisanschlusses der Antragstellerin auf deren 

Südostseite umverlegt werden. In diesem Bereich werden auch bahnbetriebliche 

Kabel der DB umverlegt, soweit dies aufgrund der Baumaßnahme nötig ist. 

Für die Maßnahme sind im umliegenden Bereich der Bautätigkeiten nordwestlich 

und südöstlich des neuen Gleises und der neuen Straße jeweils bis zum unmittel-

baren Bereich des DB-Gleises nahezu über die gesamte Baulänge Baustellenein-

richtungsflächen auf dem Grundstück der DB vorgesehen. Diese sind über das öf-

fentliche Verkehrsnetz der Bregenzer Straße zugänglich. 

Die Arbeiten im unmittelbaren Bereich des Gleises der Bahnstrecke 4560, dem 
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Gleis 3 des Bahnhofs Hergatz, insbesondere zur Herstellung der zungen- und herz-

stücklosen Abzweigung, sollen in einer bereits genehmigten Sperrpause eines Pa-

rallelprojekts der DB, dem Neubau des Bahnübergangs und der Weichenverbin-

dung sowie Erneuerung der Weichen 1 bis 4 am Bahnhof Hergatz durchgeführt 

werden. Die Sperrung beträgt 20 Tage und soll im Juli 2026 stattfinden. Innerhalb 

dieser Zeit kann es an bis zu drei Tagen zu Nachtarbeiten kommen. 

Die weiteren Maßnahmen sollen im zeitlichen Zusammenhang im Jahr 2026 vor 

und nach der Sperrung stattfinden und können ohne Beeinflussung des Bahnbe-

triebs auf dem DB-Gleis durchgeführt werden.  

Verdichtungsarbeiten sollen bei Annäherung von weniger als 13 m an die unmittel-

bar nördlich des Bahnübergangs der Bregenzer Straße westlich und östlich der 

Bregenzer Straße gelegenen Gebäude Bregenzer Straße 7 einschließlich Neben-

gebäuden und Bregenzer Straße 12 ausschließlich mit einer erschütterungsarmen 

statischen Verdichtung  in Form einer Schwergewichtswalze oder ausschließlich 

Kleingeräten wie Stampfer oder Rüttelplatte durchgeführt werden, um unzulässige 

Erschütterungseinwirkungen auf diese nahe am Baufeld gelegenen Gebäude zu 

vermeiden.  

Für die gesamte Baumaßnahme wird eine Bauzeit von etwa 5 Monaten veran-

schlagt. 

Als naturschutzfachliche Vermeidungsmaßnahme soll vor der Baufeldfreimachung 

ein Reptilienschutzzaun errichtet werden. Dieser soll nördlich entlang der Zuwe-

gung und der Eingriffsfläche parallel zum dort nördlich angrenzenden Gehölzstrei-

fen sowie westlich und südlich die Ruderalbestände abschirmen, um das Einwan-

dern der Tiere zu verhindern. Zusätzlich sollen regelmäßige Mahdmaßnahmen und 

Kontrollen des Baufeldbereichs durchgeführt werden, um den Eingriffsbereich mög-

lichst unattraktiv für Zauneidechsen zu halten und gegebenenfalls verbliebene Ein-

zeltiere aus dem Baustellenbereich zu entfernen.  

Für den Transport der Transformatoren, welcher etwa alle 10 Jahre stattfinden soll, 

werden jeweils kurze betriebliche Sperrungen der DB-Strecke erforderlich. 

 

 

E.    Planrechtfertigung – planerische und verkehrliche Würdigung 

 

Die Abwicklung eines möglichst hohen Verkehrsanteils mittels der Eisenbahn ist 

verkehrspolitische Zielsetzung im Freistaat Bayern, in der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Europäischen Union. Aus diesem Grund liegt der Bau von Anlagen 

des Eisenbahnbetriebs allgemein im öffentlichen Interesse. 

Die Planrechtfertigung des konkreten Vorhabens liegt vor. 

Die Errichtung des Anschlussgleises mit zungen- und herzstückloser Abzweigung 

und einem Umsetzfundament am Bahnhof in Hergatz dient dem Transport und der 

Verladung von Schwergewichtstransformatoren für das Umspannwerk der Antrag-

stellerin in Obermooweiler. Der Betrieb dieses Umspannwerks ist erforderlich, um 

die öffentliche Stromversorgunginsbesondere im Raum Hergatz, aber auch überre-

gional weiterhin zuverlässig sicherzustellen und den zukünftigen Anforderungen 

des Stromnetzes im Rahmen der Energiewende gerecht zu werden. 

Diese umfassen insbesondere die Anpassung der Netzinfrastruktur an die zuneh-

mende Einspeisung aus erneuerbaren Energiequellen sowie an einen steigenden 
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Lastbedarf. Um die gestellte Aufgabe zu erfüllen, ist der Transport schwerer Trans-

formatoren zum Umspannwerk über eine zu errichtende Umsetzstelle notwendig.  

Großtransformatoren sind zentrale Verbindungen zwischen verschiedenen Netz-

ebenen und müssen im Laufe ihres Lebenszyklus mehrfach transportiert werden. 

Selbst im maximal demontierten Zustand besitzen diese Transformatoren hohe Ge-

wichte und große Ladeprofile. Aufgrund der außergewöhnlichen Dimensionen der 

Transportkonfigurationen - bis zu 500 Tonnen Gesamtgewicht und 80 m Länge - ist 

die Schiene prädestiniert für den Transport solcher Güter, da sie die damit verbun-

denen Anforderungen wie die Tragfähigkeit hoher Gewichte und die Flächenabde-

ckung zuverlässig erfüllt. 

Lediglich die letzten rund 4 km des Transports vom Bahnhof Hergatz zum Um-

spannwerk Obermooweiler müssen, da das Werk über keinen eigenen Gleisan-

schluss verfügt, auf der Straße erfolgen. Hierfür werden das Anschlussgleis und die 

Umsetzstelle benötigt, um eine sichere Umsetzung der Transformatoren außerhalb 

der Gleisinfrastruktur auf die Straße zu gewährleisten. 

Der letzte Umsetzvorgang in der Vergangenheit am Bahnhof Hergatz für das Um-

spannwerk Obermooweiler konnte aufgrund eines einmaligen glücklichen Zufalls  

direkt am Bahnübergang erfolgen, da es aufgrund einer Brückensanierung eine 

Sperrpause gab und diese genutzt werden konnte, um in diesem Zeitraum den 

Trafo von der Schiene auf die Straße umzusetzen. 

Da der nächste Trafotransport Ende 2026 ansteht, ist es essenziell, nun eine Um-

setzstelle für das Umspannwerk Obermooweiler zu bauen. 

Eine Planrechtfertigung ist gegeben, wenn für das beabsichtigte Vorhaben gemes-

sen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsrechts ein Bedarf besteht, 

die geplante Maßnahme unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Dies wurde 

hier von der Antragstellerin in ausreichendem Maße dargelegt. 

Deren vorgelegtes Gesamtkonzept ist schlüssig.  

Der Bau der Umsetzstelle entspricht dem fachplanerischen Ziel des § 1 Abs. 1 

AEG, ein attraktives Verkehrsangebot auf der Schiene zu gewährleisten und, wie 

die Behördenanhörung im Verfahren ergeben hat, dem landesplanerischen Grund-

satz der Optimierung des Güterverkehrs und der Schaffung ausreichender Schnitt-

stellen für die Kombination verschiedener Verkehrsträger. 

Für eine alternative Anordnung oder Dimensionierung der Umsetzstelle konnten im 

Verfahren keine sich aufdrängenden besseren Varianten ermittelt werden.  Nach 

Prüfung der Alternativenuntersuchung kommt die Regierung von Oberbayern zum 

Ergebnis, dass der Bau der Eisenbahninfrastruktur der Antragstellerin am konkre-

ten Ort und in der konkret gewählten Form vernünftigerweise geboten ist. Die mit 

dem Planfeststellungsantrag gewählte Planung ist für die von der Abwägung be-

rührten öffentlichen und privaten Belange die schonendste Planungsvariante. 

 

 

F. Auswirkungen des Vorhabens, Berücksichtigung öffentlicher Belange 

 

1. Grundstücke 

 

Das geplante Anschlussgleis befindet sich auf Grundbesitz der DB InfraGO AG. Für 

die Maßnahme werden rund 4.050 m² dauerhaft und rund 2.580 m² während der 
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Bauzeit vorübergehend in Anspruch genommen. Die dauerhafte sowie die bauzeitli-

che Inanspruchnahme der Flächen einschließlich der Nutzung des Gleises regelt 

die Antragstellerin mit einer Vereinbarung mit der DB InfraGO AG. Diese hat im 

Verfahren keine Einwendungen erhoben. Zur Sicherstellung der Belange der DB In-

fraGO AG wird darüber hinaus die Nebenbestimmung II.1.3 dieses Planfeststel-

lungsbeschlusses festgesetzt. 

Für den Anschluss der Schwerlaststraße an die Bregenzer Straße ist im Kurvenbe-

reich nordwestlich des Bahnübergangs der Bregenzer Straße eine vorübergehende 

Inanspruchnahme einer rund 90 m² umfassenden Teilfläche des im Privatbesitz be-

findlichen, mit einem Wohngebäude bebauten rund 650 m² großen Grundstücks 

Bregenzer Straße 7, Flurstück 52/24 der Gmkg. Wohmbrechts, erforderlich, um das 

Ausschwenken des Trafotransportfahrzeugs zu ermöglichen. Die betroffene Fläche 

soll hierfür während der Durchführung des Trafotransportes, der etwa alle 10 Jahre 

stattfinden soll, durch das Transportunternehmen temporär mit Platten ausgelegt 

werden. Nach § 48a des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) besteht für Trans-

porte von Großtransformatoren insoweit eine spezielle gesetzliche Regelung, die im 

Einzelfall eine vorübergehende Inanspruchnahme privater Flächen ermöglichen 

kann. Eine Duldungspflicht im Einzelfall ist, soweit keine Zustimmung des Eigentü-

mers vorliegt, nach § 48a Satz 8 EnWG bei der zuständigen Enteignungsbehörde 

von der Antragstellerin für jeden einzelnen künftig durchzuführenden Trafotransport 

zu beantragen; sie ist nicht von der Konzentrationswirkung dieses Planfeststel-

lungsbeschlusses umfasst. Allerdings besteht bei Einstellung der voraussehbaren 

künftigen Privatgrundbeanspruchung in die Abwägung kein Grund, der diese zu 

Lasten des Vorhabens in der beantragten Form ausfallen lassen würde; die Grund-

stückseigentümer haben im Verfahren auch keine Einwendungen erhoben und die 

Privatgrundbeanspruchung ist hinsichtlich Dauer und Umfang geringfügig und ver-

hältnismäßig. 

Eigentumsrechtliche Belange stehen der Feststellung des Plans im vorliegenden 

Fall nicht entgegen. 

 

2. Eisenbahnrecht, Eisenbahntechnik, Bauausführung, Baudurchführung, ver-

kehrliche Belange 

 

Betriebsanlagen der Bahn müssen gemäß § 4 Abs. 1 AEG den Anforderungen der 

öffentlichen Sicherheit genügen. Die vorgelegte Genehmigungsplanung ist unter 

Beachtung der Nebenbestimmungen II.1.1 bis II.1.2 aus eisenbahntechnischer 

Sicht für die Zwecke der Planfeststellung vollständig und brauchbar. 

Bei der Bauausführung der Gleisanlage sind die geltenden Rechtsvorschriften und 

Regeln der Technik zu beachten. Dazu gehören unter anderem die Oberbau-Richt-

linien für nichtbundeseigene Eisenbahnen (Obri-NE) samt Anhang, die Unfallverhü-

tungsvorschrift "Schienenbahnen" der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 

(DGUV) (DGUV Vorschrift 73) sowie die Unfallverhütungsvorschrift "Arbeiten im Be-

reich von Gleisen" der DGUV (DGUV Vorschrift 78). Dieser Entscheidung liegt zu-

grunde, dass alle einschlägigen Rechtsvorschriften beachtet werden sowie das all-

gemein anerkannte technische sowie das berufsgenossenschaftliche Regelwerk 

angewandt wird.  
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Die Aufnahme des Betriebs der neuen Gleisinfrastruktur bedarf nach § 7f AEG ei-

ner gesonderten Erlaubnis der Regierung von Oberbayern als zuständiger Landes-

eisenbahnaufsichtsbehörde, die nicht von der Konzentrationswirkung dieses Plan-

feststellungsbeschlusses umfasst und eigenständig zu beantragen ist. 

Die Ausführungsplanung sowie sämtliche Bauarbeiten, die die bestehenden Flä-

chen der DB AG betreffen und/oder auf diese oder deren Entwässerung Auswirkun-

gen haben, sind mit der DB AG abzustimmen. Dies wird durch die Nebenbestim-

mung II.1.3 sichergestellt, die zudem weitere Regelungen in Bezug auf die Sicher-

heit des Eisenbahnbetriebs der DB-Infrastruktur enthält. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat im Rahmen seiner Stellungnahme zum Verfahren 

darauf hingewiesen, dass der Einbau der zungen- und herzstücklosen Anbindung in 

das Bestandsgleis der DB nach der Verordnung über die Erteilung von Inbetrieb-

nahmegenehmigungen für das Eisenbahnsystem (EIGV) gegenüber dem Eisen-

bahn-Bundesamt anzeigepflichtig und im Zuge der Ausführung die Zulassung des 

Eisenbahn-Bundesamts vom 09.02.2022 für den Einbau einer zungen- und herz-

stücklosen Abzweigung ZHA 54-190-1:7,5 auf Betonschwellen, Geschäftszeichen 

215.5-215izoa/021-2101#019-(519/21-Zul) entsprechend zu beachten ist. 

Mit der geplanten Maßnahme wird eine für die künftigen Transformatorentransporte 

leistungsfähige Straßenzufahrt, die aktuell erst in wesentlich geringer ausgebauter 

Form als Betriebszufahrt der DB besteht, an die Bregenzer Straße hergestellt, wel-

che als Kreisstraße Li 15 gewidmet ist und sich in der Verwaltung des Staatlichen 

Bauamts Kempten befindet. Nach Anhörung des Staatlichen Bauamts und der Re-

gierung von Schwaben ergeben sich auch aus Gesichtspunkten der Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs auf dieser Straße und im Zusammenhang mit der Ein-

mündung keine Bedenken, soweit die unter II.1.4 festgesetzten Nebenbestimmun-

gen beachtet werden.  

Soweit während der Bauzeit Baustellenverkehr und erhöhte Verschmutzungsgefahr 

der umliegenden Straßen bestehen, sind die für eine Baustellenzufahrt erforderli-

chen verkehrsrechtlichen Maßnahmen von der Antragstellerin rechtzeitig bei der 

zuständigen Straßenverkehrsbehörde zu beantragen. Sie sind nicht von der Kon-

zentrationswirkung dieses Planfeststellungsbeschlusses umfasst. Dies gilt auch für 

die Baustellenbeschilderung nach § 45 Abs. 6 StVO. 

Die Regierung von Schwaben hat im Verfahren zutreffend darauf hingewiesen, 

dass die von der Antragstellerin in Zukunft vorgesehenen Transporte mit außerge- 

wöhnlichen Abmessungen von bis zu 80 m Länge und Gewichten bis zu 500 t über 

den Gemeingebrauch hinausgehen und als Sondernutzung im Sinne des 

Art. 18 Abs. 1 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) zu bewer-

ten sind, so dass sie in jedem Einzelfall einer entsprechenden Erlaubnis durch die 

zuständige Behörde bedürfen.  

Hinsichtlich der grundsätzlichen Eignung der öffentlichen Straßen im Umfeld der 

Umsetzstelle für den Trafotransport bestehen seitens der Planfeststellungsbehörde 

keine Zweifel, da ein Transport auf der Straße nur auf einer Strecke von rund 4 km 

vorgesehen ist und auch in der Vergangenheit durch die Antragstellerin bereits in 

dieser Form abgewickelt wurde. 

Hinsichtlich der Zufahrten für Wege zur Selbst- und Fremdrettung im Brand- und 

Katastrophenfall wird die Nebenbestimmung II.1.5 festgesetzt. 
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3. Naturschutz, Artenschutz 

 

Beim nordwestlich der bestehenden Bahnlinie gelegenen Eingriffsbereich handelt 

es sich um Bahngelände mit einzelnen Strukturelementen wie Gestrüpp und Einzel-

bäume. Wiederum unmittelbar nordwestlich schließt sich ein schmaler Gehölzstrei-

fen an, der teilweise als Biotop 8324-0096-003 „Gräben mit Röhricht und Hochstau-

densäumen bei und nordwestlich bis westlich Hergatz“ kartiert ist, und daran weiter 

nordwestlich eine landwirtschaftlich genutzte Fläche. Das geschützte Biotop liegt 

außerhalb der Vorhabens- und vorgesehenen Baufläche. Natura-2000-Gebiete, Na-

turschutzgebiete, Nationalparke und nationale Naturmonumente, Biosphärenreser-

vate, Landschaftsschutzgebiete, Naturparke oder Naturdenkmäler sind in der nähe-

ren Umgebung des Vorhabens nicht vorhanden. 

Der wesentliche Eingriff besteht in der zusätzlichen Überbauung und Versiegelung 

der bereits jetzt anthropogen überprägten Gleisbereichs durch den neuen Gleiskör-

per und Zufahrtsstraße samt Nebenanlagen sowie der temporären Inanspruch-

nahme durch Baustelleneinrichtungsflächen. Es kommt, wie die Fachstellenanhö-

rung im Verfahren ergeben hat, zu dauerhaften Flächenverlusten mit vollständigem 

Verlust der Flora und Fauna auf diesen Flächen im Umfang von rund 2.400 m². 

Der Kompensationsbedarf nach BayKompV beträgt nach der Berechnung in der 

planfestgestellten Unterlage 5.2, Landschaftspflegerischer Begleitplan mit arten-

schutzrechtlichem Fachbeitrag, 14.796 Wertpunkte. Diese Berechnung ist, wie die 

Beteiligung der Fachbehörden im Verfahren ergeben hat, grundsätzlich nachvoll-

ziehbar. Allerdings haben die im Verfahren beteiligten Naturschutzbehörden zutref-

fend darauf hingewiesen, dass sichergestellt werden muss, dass auch sämtliche 

Baustelleneinrichtungsflächen in die Berechnung einfließen. Die Antragstellerin hat 

hierzu nachvollziehbar erwidert, dass parallel auch ein Bauprojekt der DB InfraGO 

AG durchgeführt wird, dessen Baustelleneinrichtungsflächen sich mit dem des hier 

genehmigten Vorhabens teilweise überschneiden, wobei die DB InfraGO AG ihre 

Baustelleneinrichtungsflächen bereits kompensiert hat. Hierzu hat die Antragstelle-

rin bisher trotz Anforderung die Baustelleneinrichtungsflächenpläne der DB InfraGO 

AG noch nicht erhalten.  

Diesbezüglich wird die Nebenbestimmung II.2.2 festgesetzt.  

Die gemäß §§ 15 ff. BNatSchG i. V. m. der BayKompV durchzuführenden Kompen-

sationsmaßnahmen stehen noch nicht fest. In der Nebenbestimmung II.2.2 wird 

weiter festgesetzt, dass diese vor Ausführung mit der unteren Naturschutzbehörde 

des Landratsamts Lindau abzustimmen sind. Die Antragstellerin plant, die Kompen-

sation über den Erwerb von Ökopunkten durchzuführen, so dass kein eigener zu-

sätzlicher Grunderwerb für Ausgleichsflächen notwendig ist. Die untere Natur-

schutzbehörde hat hierzu darauf hingewiesen, dass mit dem Kauf der Ökopunkte 

abgewartet werden sollte, bis der tatsächlich zu erbringende Ausgleichsbedarf fest-

steht. Der Eingriff findet im Wesentlichen im Offenland im Bereich von Ruderalsäu-

men statt. Aufgrund der Pflanzenartenausstattung sind Schmetterlingsarten der 

Vorwarnliste wie beispielsweise der Idas-Bläuling oder der Icarus-Bläuling zu er-

warten. Diese sind an den vorkommenden Hornklee zur Eiablage und als Raupen-

futterpflanze angewiesen. Diese und vergleichbare Arten wurden zwar im Rahmen 

des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags nicht untersucht, sind aber bei der Abar-

beitung der Eingriffsregelung nach § 15 BNatSchG zu berücksichtigen. Danach 
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sind Eingriffe jedweder Art zu vermeiden und minimieren und - wenn nicht möglich - 

entsprechend gleichwertig zu kompensieren. Hierfür sind Kompensationsmaßnah-

men im Offenland und möglichst in räumlicher Nähe zu nutzen. Der Erwerb von 

Ökopunkten bei lokalen Ökokontoanbietern mit Ökokontoflächen im Offenland ist 

daher zu prüfen. Einer Festlegung der Kompensationsmaßnahmen im Detail in die-

sem Planfeststellungsbeschluss bedarf es nicht, vielmehr können diese Maßnah-

men im Detail der Ausführungsplanung überlassen werden, da von Seiten der Plan-

feststellungsbehörde kein Zweifel daran besteht, dass sie umsetzbar sind und sie 

nach dem Stand der Technik ohne Weiteres beherrscht werden können (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 11.07.2019, Az. 9 A 13.18).  

Aufgrund der Habitatausstattung im Gebiet wäre zwar im größeren Umgriff mit dem 

Vorkommen streng geschützter Fledermausarten zu rechnen; da durch das Vorha-

ben selbst jedoch keine direkten Eingriffe in potentielle Habitatstrukturen erfolgen, 

kann eine vorhabensbedingte Betroffenheit von Fledermäusen allenfalls durch aus-

strahlende Beleuchtung im Rahmen von Arbeiten bei Dunkelheit eintreten.  

Auch eine Beeinträchtigung von Vogelarten ist ausgeschlossen, da im Rahmen des 

Bauvorhabens keine Rodungen erfolgen. Ebenso ist mangels geeigneter Lebens-

raumbedingungen eine Beeinträchtigung von Fischen und Insekten durch das Vor-

haben auszuschließen; hinsichtlich des Ausschlusses der Beeinträchtigung von In-

sekten in angrenzenden Gebieten durch die Beleuchtung bei Nachtarbeiten wird 

vorsorglich die Nebenbestimmung II.2.4 festgesetzt. 

Allerdings ist aufgrund der Habitatausstattung im unmittelbaren Eingriffsbereich mit 

dem Vorkommen der streng geschützten Zauneidechse zu rechnen. Bei Kartierun-

gen und Faunaerhebungen in den Jahren 2019, 2020 und 2021 wurden insgesamt 

13 Zauneidechsen im Umgriff, davon 2 Exemplare im unmittelbaren Eingriffsbe-

reich, gesichert nachgewiesen. Aufgrund der natürlichen Gegebenheiten ist, wie im 

landschaftspflegerischen Begleitplan mit artenschutzrechtlichem Fachbeitrag plau-

sibel dargestellt wird, davon auszugehen, dass sich deren Kernlebensraum in den 

nordwestlich an das Bahngelände angrenzenden Gehölzbereichen befindet, die 

vom Eingriff unberührt bleiben. Die in Richtung der bestehenden Gleise vorhan-

dene Ruderalvegetation dient als Nahrungshabitat, da hier kaum strukturreiche Be-

reiche mit Versteckmöglichkeit vorhanden sind, während die Gleis- und Wegeberei-

che als Sonnenplätze genutzt werden. Während des Baubetriebs kann somit ein 

Einwandern einzelne Tiere nicht ausgeschlossen werden, wodurch potenziell Schä-

digungen möglich sind. 

Um die Eingriffe in Natur und Landschaft möglichst gering zu halten, sind in den 

Antragsunterlagen folgende Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen vorgese-

hen: 

Minimierungsmaßnahme M1: Die Flächeninanspruchnahme muss auf ein absolutes 

Minimum reduziert und der Boden schonend behandelt werden. Unnötige Flächen-

versiegelungen und -verdichtungen sind zu vermeiden. 

Vermeidungsmaßnahme V1: Um Eidechsen vor dem Einwandern in das Baufeld zu 

hindern, soll ein Reptilienschutzzaun aufgestellt werden. Dieser soll nördlich ent-

lang der Zuwegung und der Eingriffsfläche parallel zum Gehölzstreifen sowie west-

lich und südlich die Ruderalbestände abschirmen, um das Einwandern der Tiere zu 

verhindern. Der Zaun muss vor Beginn der Bauarbeiten gestellt werden und wird 

erst nach Beendigung der Bauarbeiten abgebaut. Der Schutzzaun muss aus glatter 
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Folie, beispielsweise Rhizomfolie oder LKW-Plane bestehen und etwa 10-20 cm in 

den Boden eingegraben werden, damit ein Unterwandern verhindert wird. Er muss 

in regelmäßigen Abständen mit Pfosten befestigt werden, die in den Boden einge-

graben werden. Die Pfosten sind innen Richtung Eingriffsfläche anzubringen, damit 

Reptilien aus dem Außenbereich nicht an diesen hochklettern können. Der Zaun 

muss alle 2 bis 4 Wochen regelmäßig kontrolliert werden. 

Vermeidungsmaßnahme V2: Um die Eingriffsfläche für Zauneidechsen möglichst 

unattraktiv zu gestalten, erfolgt ein regelmäßiger Rückschnitt der Vegetationsbe-

stände des abgezäunten Baufelds im etwa zweiwöchigen Turnus innerhalb der Ein-

griffsfläche. Vor Baubeginn werden die Eingriffsfläche und die Zufahrt auf das Vor-

kommen von Eidechsen kontrolliert. Werden Tiere festgestellt, sind diese außerhalb 

des Reptilienschutzzauns auszusetzen. Falls eine Umsiedlung erforderlich ist, er-

folgt das Einfangen der Tiere händisch oder mittels Schlinge und deren Umsetzung 

in geeignete Bereiche außerhalb des Baufeldes. 

Als weitere Vermeidungsmaßnahme ist die Beauftragung einer Umweltbaubeglei-

tung vorgesehen, die die ordnungsgemäße Durchführung der Maßnahmen über-

wacht und dokumentiert und die Bauleitung und die Antragstellerin bei möglichen 

Konflikten berät. Sie koordiniert die Umsetzung artenschutzrechtlicher Maßnahmen 

vor Ort. Insbesondere ist sie im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben für die Auf-

gaben der Überwachung der korrekten Zaunstellung und regelmäßige Kontrolle des 

Zauns während der gesamten Bauzeit, der Kontrolle des Eingriffsbereichs auf Zau-

neidechsen mit Abfang und Umsetzen hinter den Reptilienschutzzaun sowie der 

Sensibilisierung und Einweisung der für die Durchführung der Maßnahmen beauf-

tragten Firmen zuständig. 

Wie im Verfahren von der unteren Naturschutzbehörde des Landratsamts Lindau 

nachvollziehbar vorgetragen wurde, wurden bei einer Ortseinsicht am 01.04.2026 

zudem im Eingriffsbereich mehrere temporäre Kleingewässer festgestellt. Hierbei 

handelt es sich um verdichtete Bodenstellen, vermutlich infolge früherer Bautätig-

keiten, mit einem Wasserstand von etwa 15 cm. Die Kleingewässer könnten als 

Laichgewässer von Amphibien genutzt werden. Im Rahmen der Ortseinsicht konn-

ten zwar keine Amphibien oder deren Entwicklungsformen gesichtet werden. Ab 

Mai ist jedoch insbesondere die Besiedelung der flachen temporären Gewässer 

durch die streng geschützte und im Landkreis Lindau nachgewiesene Gelbbauch-

unke möglich. Zur Vermeidung des Eintretens von Verbotstatbeständen nach § 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist eine solche Besiedlung entsprechend der Festsetzung in 

Nebenbestimmung II.2.4 zu verhindern. 

Durch das Einhalten der in der landschaftspflegerischen Begleitplanung aufgeführ-

ten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen können Gefährdungen und Beein-

trächtigungen streng und europarechtlich geschützter Tier- und Pflanzenarten so-

wie derer Lebensstätten und Nahrungs- sowie Jagdhabitate ausgeschlossen wer-

den. 

Bei Umsetzung der in der planfestgestellten Unterlage 5.2, landschaftspflegerischer 

Begleitplan mit artenschutzrechtlichem Fachbeitrag, festgesetzten Maßnahmen, 

hinsichtlich deren Einhaltung vorsorglich die Nebenbestimmung II.2.1 festgesetzt 

wird, und zusätzlicher Einhaltung der Nebenbestimmungen II.2.2 bis II.2.4 dieses 

Planfeststellungsbeschlusses ist nicht von einem Eintreten artenschutzrechtlicher 

Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG auszugehen. Auch 
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im Übrigen können die Betroffenheiten von Natur und Landschaft durch die in der 

genannten planfestgestellten Unterlage vorgesehenen Maßnahmen und die zusätz-

liche Beachtung der festgesetzten Nebenbestimmungen II.2.2 bis II.2.4, die auch 

die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 15 und 17 BNatSchG sicherstellen, aus-

reichend kompensiert werden.   

 

4.  Immissionsschutz 

 

a. Schutz der Anwohner vor Schallimmissionen während der Bauzeit  

 

Hinsichtlich des Schutzes der Anwohner vor Schallimmissionen während der Bau-

zeit hat die Antragstellerin den Antragsunterlagen eine fachgutachterliche Prognose 

der Ingenieurgesellschaft Kurz und Fischer GmbH beigefügt, welche als Unterlage 

7.1 Bestandteil der planfestgestellten Unterlagen ist. In dieser werden die Auswir-

kungen des Baues der Gleise nach der AVV Baulärm beurteilt.  

Nach Beteiligung der Fachstellen im Verfahren hat die Regierung von Oberbayern 

an der Plausibilität dieses Gutachtens keine Zweifel.  

Die vorliegende Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass trotz der unmittelba-

ren Nähe der Bautätigkeiten bei den jeweils nächstgelegenen Wohnnutzungen die 

zu erwartenden Geräuschimmissionen durch den Baubetrieb die gebietsbezogenen 

Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm einhalten können. Bei den rechnerischen 

Betrachtungen wurde hierbei auch für die lauten Baugeräte von einem gleichzeiti-

gen Betrieb und einer maximalen Betriebszeit ausgegangen, was nach der Erfah-

rung bei den tatsächlichen Bautätigkeiten so nicht auftreten wird, so dass insge-

samt deutlich geringere Geräuschimmissionen zu erwarten sind. 

Weiterhin gelangt das Gutachten zu der Feststellung, dass bei der vorliegenden Si-

tuation Lärmschutzwände zwischen den Baufeldern und den betreffenden Gebäu-

den mit Wohnnutzungen als geeignetes Mittel zur Lärmminderung nur einge-

schränkt möglich sind. Zur Verbesserung des Schutzes der Anwohner gegen Bau-

lärm wird vorsorglich, basierend auf den Empfehlungen des Gutachtens, die Ne-

benbestimmung II.3.1 angeordnet.  

 

b. Schutz der Anwohner vor Erschütterungen während der Bauzeit 

 

Auch hinsichtlich durch die Bauphase verursachter Erschütterungen hat die Antrag-

stellerin den Antragsunterlagen eine fachgutachterliche Prognose des Ingenieurbü-

ros cdf Schallschutz beigefügt, die als Unterlage 7.3 Bestandteil der planfestgestell-

ten Unterlagen ist. Nach Beteiligung der Fachbehörden im Verfahren hat die Regie-

rung von Oberbayern auch an der Plausibilität dieses Gutachtens keine Zweifel.  

Die Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass die Immissionseinwirkungen be-

züglich des Erschütterungsschutzes maßgeblich durch Verdichtungsarbeiten und 

den Einsatz von Vibrationswalzen geprägt sind. Bezüglich Gebäudeschäden haben 

die Berechnungen des Gutachtens ergeben, dass bei erschütterungsintensiven 

Bauarbeiten mit Vibrationswalze in der Nähe der unmittelbar nördlich des Bahn-

übergangs der Bregenzer Straße westlich und östlich der Bregenzer Straße gelege-

nen Gebäude Bregenzer Straße 7 einschließlich Nebengebäude und Garage sowie 
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Bregenzer Straße 12 die Anhaltswerte zur Vermeidung von Gebäudeschäden der 

DIN 4150 Teil 3 nicht sicher eingehalten werden. 

Für sämtliche Gebäude auf beiden Grundstücken werden daher vom Gutachter so-

wohl eine bautechnische Beweissicherung als auch die Überwachung gebäudena-

her Verdichtungsarbeiten mit Alarmmeldung empfohlen. Es wird empfohlen, die 

Bautätigkeiten bei Überschreitung der Anhaltswerte der DIN 4150 Teil 3 zum 

Schutz des Gebäudes zu unterbrechen und erst nach Maßnahmen der Erschütte-

rungsminderung, insbesondere kleinere Verdichtungsstärke und statische Verdich-

tung, fortzusetzen. 

Da Eingriffe in die privaten Rechte der Anwohner so weit wie möglich vermieden 

werden sollen, hat sich die Antragstellerin im Erläuterungsbericht verpflichtet, Ver-

dichtungsarbeiten bei Annäherung von weniger als 13 m an die unmittelbar nördlich 

des Bahnübergangs der Bregenzer Straße westlich und östlich der Bregenzer 

Straße gelegenen Gebäude Bregenzer Straße 7 einschließlich Nebengebäuden 

und Bregenzer Straße 12 ausschließlich mit einer erschütterungsarmen statischen 

Verdichtung in Form einer Schwergewichtswalze oder ausschließlich Kleingeräten 

wie Stampfer oder Rüttelplatte durchzuführen, um unzulässige Erschütterungsein-

wirkungen auf diese nahe am Baufeld gelegenen Gebäude zu vermeiden. Dies wird 

vorsorglich nochmals in der Nebenbestimmung II.3.2 dieses Beschlusses verbind-

lich festgesetzt. Dadurch können Überschreitungen der Anhaltswerte der DIN 4150 

Teil 3 sicher vermieden werden. Vorsorglich wird in der Nebenbestimmung den-

noch eine bautechnische Beweissicherung angeordnet, soweit die Grundstücksei-

gentümer dem zustimmen. 

Die Berechnungen der baubedingten Erschütterungen bezüglich Menschen in Ge-

bäuden auf Grundlage der DIN 4150 Teil 2 haben für die in diesem Bereich aus-

schließlich im Tagzeitraum erfolgenden Bauarbeiten ergeben, dass bei Baumaß-

nahmen mit einer Dauer von 7 bis 26 Tagen der untere Anhaltswert ab einer Entfer-

nung von 13 m auch bei erschütterungsintensiven Bauarbeiten mit Vibrationswal-

zen eingehalten wird. Dieser Abstand ist zum maßgeblichen Wohngebäude der 

Bregenzer Straße 12 gerade erfüllt, sodass unter Berücksichtigung der vorgenann-

ten Nebenbestimmung II.3.2 bei den Bauarbeiten insoweit keine erheblichen Er-

schütterungsbelastungen zu erwarten sind. 

 

c.  Schutz vor Schalleinwirkungen aus dem Betrieb der Umsetzstelle 

 

Auch insoweit hat die Antragstellerin den Antragsunterlagen eine schalltechnische 

Untersuchung der Ingenieurgesellschaft Kurz und Fischer GmbH beigefügt, welche 

als Unterlage 7.2 Bestandteil der planfestgestellten Unterlagen ist. Nach Beteili-

gung der Fachbehörden im Verfahren beurteilt die Regierung von Oberbayern auch  

dieses Gutachten als schlüssig und nachvollziehbar. 

Die Untersuchung kommt zum Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der zugrunde 

gelegten Emissionsansätze und Häufigkeiten für die lärmrelevanten Vorgänge zu 

der geplanten Trafoumsetzstelle bei einer betrachteten Trafoverladung im Tagzeit-

raum an allen nächstgelegenen Gebäuden, die zum Aufenthalt von Menschen die-

nen, die gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte der Sechsten Allgemeinen Ver-

waltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (TA Lärm) im Tagzeitraum 
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von 6 bis 22 Uhr um mindestens 10 dB unterschritten werden. Die zulässigen kurz-

zeitigen Geräuschspitzen gemäß der TA Lärm werden ebenfalls eingehalten oder 

unterschritten. Bei einer An- oder Abfahrt des Schienenfahrzeugs und einer Verla-

dung eines Trafos auf die Hubhebelbrücke einschließlich der An- und Abfahrt des 

transportierenden Straßenfahrzeugs wäre in der lautesten Nachtstunde zwischen 

22 und 6 Uhr der Immissionsrichtwert der TA Lärm von 45 dB(A) teilweise deutlich 

um bis zu 9 dB überschritten. Allerdings ist festzustellen, dass nach Inbetriebnahme 

der Umsetzstelle nur wenige Trafoumsetzvorgänge – in der Regel etwa alle 10 

Jahre - erwartet werden, so dass diese als seltene Ereignisse im Sinne des Ab-

schnitts 7.2 der TA Lärm zu betrachten sind. Die daraus resultierenden Immissions-

richtwerte von 55 dB(A) in der Nacht wäre dabei um mindestens 1 dB unterschrit-

ten. Das diesbezügliche Maximalpegelkriterium nachts von 65 dB(A) wäre zwar 

wiederum beim betrachteten untersuchten Immissionsort I 9, der Bregenzer Straße 

12, um rund 8 dB überschritten, verursacht durch Ein- oder Ausfahrt Lkw auf die 

Bregenzer Straße und Rückfahrwarner. Mit Bezug auf Abschnitt 4.3 der TA Lärm 

war somit abzuwägen, welche Maßnahmen zur Beschränkung der zu erwartenden 

Überschreitungen auf ein Mindestmaß technisch möglich und wirtschaftlich vertret-

bar sind. Hinsichtlich aktiver Lärmschutzmaßnahmen zwischen der Trafoumsetz-

stelle einschließlich des Zu- und Abfahrtswegs und den Wohnnutzungen ist im vor-

liegenden Fall festzustellen, dass im Wesentlichen wegen der bahnbetrieblichen 

Zwänge durch die bestehenden überregionalen Schienenstrecken und die Bahn- 

hofsbereiche an sich die Errichtung von Lärmschutzwänden oder vollständigen 

oder teilweisen Einhausungen, auch im Hinblick auf die zu erwartende äußerst sel-

tene Nutzung der Trafoumsetzstelle, für die Antragstellerin aus wirtschaftlicher 

Sicht nicht dargestellt werden kann, zumal diese wegen der vorhandenen geringen 

Abstände zu den betroffenen nächstgelegenen Nutzungen mit Wohnräumen in 

den oberen Geschoßen die Wände eine Dimension erreichen müssten, die in der 

vorliegenden Umgebungssituation im Hinblick auf das Ortsbild und Belichtung der 

Grundstücke nicht sinnvoll darstellbar ist.  

Als organisatorische Maßnahme könnte angedacht werden, die Trafoumsetzungen 

mit An- und Abfahrt des Schienen- und Straßenfahrzeugs nur im Tagzeitraum von 6 

bis 22 Uhr durchzuführen. Es kann allerdings nicht ausgeschlossen werden, dass 

aus verkehrlichen Kapazitätsgründen die Anlieferung oder Abholung über die 

Schienenstrecke nur nachts durchgeführt werden kann. In diesem Fall wäre durch 

diese Anfahrten allein in der in der unmittelbaren Umgebung der geplanten Gleis-

verlängerung zur Umsetzstelle nach wie vor der gebietsbezogene Immissionsricht-

wert von 45 dB(A) um bis zu rund 6 dB überschritten. Insoweit ist aber bei der Ab-

wägung auch zu berücksichtigen, dass die vorhandenen Geräuschimmissionen 

durch den überregionalen Schienenverkehr nachts bereits derzeit deutlich über den 

zu erwartenden Geräuschimmissionen durch die Fahrbewegungen auf der geplan-

ten Gleisverlängerung zur Umsetzstelle liegen. 

Durch die üblichen Vorgänge an der geplanten Trafoumladestelle sind des Weite-

ren auf Grundlage der Schallemissionswerte der Anlagen und Vorgänge in der Um-

gebung keine Störungen wegen tieffrequenter Geräusche zu erwarten. 

Schalleinwirkungen aus dem Betrieb der Umsetzstelle stehen somit im Ergebnis 

der Abwägung der Genehmigung des beantragten Vorhabens nicht entgegen und 
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es ist insoweit auch keine Festsetzung gesonderter Nebenbestimmungen erforder-

lich. 

 

d. Schutz vor Erschütterungseinwirkungen aus dem Betrieb der Umsetzstelle 

 

Unzulässige Erschütterungseinwirkungen aus dem Betrieb der Umsetzstelle auf an-

liegende Gebäude sind nach Erfahrungswerten, wobei insoweit auch die im Verfah-

ren durchgeführte Behördenanhörung keine gegenteiligen Erkenntnisse ergeben hat, 

nicht zu besorgen. 

 

e.  Schutz vor Staub- und Schadstoffbelastung 

 

Eine relevante Erhöhung der Staub- und Schadstoffimmissionen auf anliegenden 

Grundstücken findet durch den Betrieb des zusätzlichen Gleises gegenüber der bis-

herigen Situation nicht statt. Die bestimmungsgemäße Nutzung der Gleisanlagen 

führt zudem im Ergebnis zur Verminderung des überörtlichen Güterverkehrs auf der 

Straße; die hiervon als Straßenanlieger und Verkehrsteilnehmer betroffenen Men-

schen werden damit entlastet. 

Die Festsetzung der Nebenbestimmung II.3.3 ist im Hinblick auf Staubemissionen 

während der Bauzeit ausreichend. 

 

5.    Wasserrecht, Entwässerung 

 

Das Vorhaben befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten.  

Bei den von der Antragstellerin beauftragten Erkundungsarbeiten wurde in Tiefenla-

gen ab 1,50 m, größtenteils aber ab etwa 2,05 m bis 2,90 m unter der Gelände-

oberkante anstehendes Grund- und Schichtwasser angetroffen. 

Aufgrund der überwiegend bindigen Bodenschichten ist eine Versickerung des 

Oberflächenwassers für das Baugebiet nicht geeignet. 

Die Entwässerungseinrichtungen sind im Detail in der planfestgestellten Unterlage 

6.1, Entwässerungsplan M 1:250, dargestellt. Die Dimensionierung der Entwässe-

rungsanlagen sowie die angesetzten Einzugsflächen des Niederschlags wurden 

von der Antragstellerin bereits in einer im Rahmen des Verfahrens vorgelegten hyd-

raulischen Berechnung aufgeführt. Das anfallende Oberflächenwasser des neuen 

Anschlussgleises soll nach der vorliegenden Planung mittels Längs- und Quernei-

gungen zum nördlichen Fahrbahnrand geleitet werden. Dort wird ein Bordstein oder 

Graben zum Fassen der Wassermengen vorgesehen, entlang dessen das Wasser 

bis zu entsprechenden Straßeneinläufen weitergeleitet wird. In Teilsickerrohren soll 

das Wasser dann, von Nordosten und Südwesten kommend, in einen etwa bei 

Bahn-km 18,43 der DB-Strecke 4560 unterirdisch von Norden nach Süden kreu-

zend verlaufenden verrohrten Durchlass des Riefersbachs, der als Gewässer in der 

Unterhaltungslast der Gemeinde Hergatz steht, eingeleitet werden. Insoweit hat die 

Antragstellerin auch eine Einleitungsgenehmigung beantragt. 

Hinsichtlich wild abfließenden Oberflächenwassers hat das Wasserwirtschaftsamt 

Kempten im Verfahren dargestellt, dass eine Hinweiskarte für Oberflächenabfluss 

und Sturzflut für den Planungsbereich einen möglichen Abflussbereich und Fließ-

weg bei Starkregen mit mäßigem Abfluss sowie einen möglichen flächigen Auf- 
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bzw. Rückstau anzeigt. Der natürliche Ablauf des wild abfließenden Wassers darf 

jedoch weder zum Nachteil für Ober- noch für Unterlieger behindert oder verstärkt 

werden. 

Bei einem Bemessungsregen r(15,1) wird in den von der Antragstellerin im verfah-

ren vorgelegten Berechnungen eine Einleitungsmenge von 29,32 l/s ermittelt. Den 

Berechnungen fehlt allerdings die quantitative bzw. hydraulische Bewertung gemäß 

dem Merkblatt M 153 der DWA. Es fehlt ein rechnerischer Nachweis, dass es durch 

die zusätzliche Einleitung zu keiner Überlastung des Dükers und infolgedessen zu 

Rückstau und möglicher Verschlechterung der Abflusssituation für Oberlieger 

kommt, was zwingend auszuschließen ist. Dieser Nachweis ist von Seiten der An-

tragstellerin noch zu erbringen. Soweit sich herausstellt, dass er nicht möglich ist, 

wäre alternativ eine Drosselung und/oder Rückhaltung der Abflussmenge vorzuse-

hen, für die gegebenenfalls ein Nachweis zur Bemessung von Regenrückhalteräu-

men nach dem Arbeitsblatt A 117 der DWA zu erbringen wäre. Im Rahmen des 

Verfahrens haben die Fachbehörden zudem zutreffend darauf hingewiesen, dass 

neben einer quantitativen Bewertung auch eine qualitative Bewertung nach dem Ar-

beitsblatt A 102-2 der DWA zu erfolgen hat. Die Antragstellerin wird in der Neben-

bestimmung II.4.1 zur Vorlage der fehlenden wasserrechtlichen Unterlagen bindend 

verpflichtet. 

Nach Beurteilung der Antragsunterlagen durch die Fachstellen ist im vorliegenden 

Fall eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG 

für die Einleitung aus den Entwässerungsanlagen des Vorhabens in den Riefers-

bach erforderlich. Die untere Wasserrechtsbehörde ist in diesem Fall unter Vorlage 

des wasserwirtschaftlichen Gutachtens des Wasserwirtschaftsamts zur Erteilung 

des Einvernehmens nach § 19 Abs. 3 WHG zu beteiligen.  

Die Fachbehörden sehen sich aufgrund des fehlenden Detaillierungsgrads der An-

tragsunterlagen noch nicht in der Lage, insoweit ein etwa nötiges abschließendes 

Gutachten zu erstatten und zur Frage des Einvernehmens Stellung zu nehmen.  

Insoweit wird die Nebenbestimmung II.4.2 festgesetzt, wonach ein Baubeginn der 

Entwässerungsanlagen für den Gleisanschluss und die Zufahrtsstraße sowie dau-

erhafte Asphaltierungsarbeiten in erheblicherem Umfang im Rahmen des gesamten 

Vorhabens erst zulässig sind, nachdem für die genannten Entwässerungsanlagen 

eine gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis durch die Planfeststellungsbehörde er-

teilt wurde. Sollte sich auf Grund der Beurteilung der ergänzenden Unterlagen 

durch die Fachbehörden zudem die Festsetzung weiterer wasserrechtlicher Neben-

bestimmungen als notwendig erweisen, bleibt diese auf Grund der Ziffer III. dieses 

Beschlusses ebenfalls ausdrücklich vorbehalten. 

Es ist jedoch zu erwarten, dass die von der Antragstellerin gewählte Art der Ent-

wässerung grundsätzlich genehmigungsfähig ist. 

Die geplante schwerlasttaugliche Straße stellt eine Anlage am Gewässer dar, die 

nach § 36 WHG i. V. m. Art. 20 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) einer 

wasserrechtlichen Genehmigung bedarf. Diese ist von der Konzentrationswirkung 

dieses Planfeststellungsbeschlusses umfasst.  

Zudem soll die bestehende, bisher nordwestlich der DB-Bahnstrecke 4560 verlau-

fende Entwässerungsleitung der Bahnentwässerung im unmittelbaren Nahbereich 
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der neuen Abzweigung des Gleisanschlusses der Antragstellerin auf deren Südost-

seite umverlegt werden. Insoweit werden Regelungen in der Nebenbestimmung 

II.1.3 getroffen. 

 

6. Bodenschutz, Altlasten, Kampfmittel 

 

Wie die Behördenanhörung im Verfahren ergeben hat, befindet sich laut vorliegen-

der Daten im Bereich des geplanten Vorhabens eine ehemalige Altlastenverdachts-

fläche; der Verdacht wurde jedoch ausgeräumt. Auf die entlassene Altlastver-

dachtsfläche ist in den Unterlagen zwar nicht speziell eingegangen worden, aller-

dings wird im geotechnischen Bericht, planfestgestellte Unterlage 8.1, der Umgang 

mit den vorhandenen Auffüllungen aufgezeigt.  

Im Bereich des Bauvorhabens ist im Wesentlichen kein entwickelter, natürlicher Bo-

denaufbau gegeben, vielmehr handelt es sich um eine von 0 bis 20 cm dünne, vari-

abel mächtige Deckschicht aus schluffigem Sand, unterlagert von anthropogen 

umgelagertem Auffüllmaterial. Wie in der planfestgestellten Unterlage 9.1, Boden-

schutzkonzept, zutreffend im Detail dargestellt wird, sind insbesondere in der initia-

len Bauphase Belange des Bodenschutzes tangiert und von der Antragstellerin zu 

berücksichtigen. Diesbezüglich wird die Nebenbestimmung II.5.1 festgesetzt. 

Wie aus der planfestgestellten Unterlage 8.2, Kampfmittelvorerkundung Bahnhof 

Hergatz, hervorgeht, sind im unmittelbaren Bereich der geplanten Baumaßnahmen 

keine Hinweise auf einen Kampfmittelverdacht vorhanden. Jedoch wird im nahelie-

genden Bereich der Bregenzer Straße ein Bereich mit potentieller Kampfmittelbe-

lastung ausgewiesen. Diesbezüglich wird die Nebenbestimmung II.5.2 festgesetzt.  

 

 

G.  Gesamtergebnis 

 

In der im Planfeststellungsverfahren zu leistenden Abwägung der öffentlichen Be-

lange in betrieblicher, baulicher, verkehrlicher und wirtschaftlicher Hinsicht sowie der 

Umweltauswirkungen und der öffentlichen und privaten Belange untereinander über-

wiegen die Belange zugunsten des Vorhabens.  

Der Bau der Umsetzstelle der Antragstellerin ist aus betrieblicher und verkehrlicher 

Sicht sinnvoll und erforderlich. 

Die Betriebsanlagen können nahezu vollständig auf Bahngrundstücken errichtet wer-

den, für die die Antragstellerin ein vertragliches Nutzungsrecht erwerben kann. Die 

verbleibenden Beeinträchtigungen der Anlieger sowie der Allgemeinheit erscheinen 

hinnehmbar, insbesondere da auch hinsichtlich der Bauweise, soweit möglich, Rück-

sicht genommen wird. 

Auch die durch das Vorhaben ausgelösten Eingriffe in Natur und Landschaft wer-

den durch die im landschaftspflegerischen Begleitplan erarbeiteten Vermeidungs- 

und Minimierungsmaßnahmen und die angeordneten Nebenbestimmungen weitest-

gehend reduziert. Die bestimmungsgemäße Nutzung der Anlage führt zudem letzt-

endlich zur Verminderung des Verkehrs auf der Straße, was sich auf den Natur-

haushalt allgemein positiv auswirkt; auch die als Straßenanlieger und Verkehrsteil-

nehmer betroffenen Menschen werden damit im Ergebnis entlastet. 
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Die Pläne können deshalb unter den aufgeführten Nebenbestimmungen festgestellt 

werden. 

 

 

H. Kosten 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 18 AEG i. V. mit Art. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 und 10 

Abs. 1 Nr. 2 und 3. des Kostengesetzes (KG). Die Höhe der Kosten wird mit geson-

dertem Bescheid festgesetzt. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann Klage erhoben werden. Die Klage 

muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Planfeststellungsbe-

schlusses beim Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg, Kornhausgasse 4, 

86152 Augsburg (Postanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg) 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 

Gerichts erhoben werden. 

Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg auch elektronisch 

nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der 

Klage muss der Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand 

des Klagebegehrens bezeichnet werden, ferner sollen ein bestimmter Antrag ge-

stellt und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angegeben 

werden. Der Klageschrift soll dieser Planfeststellungsbeschluss beigefügt werden - 

in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung -, ferner zwei Abschriften oder Ablichtun-

gen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ge-

nannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz 

der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 

01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 

 

Possart 

Regierungsdirektor 


